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Gesellschaft vom 15. Mai 2024 und die unveranderten Bestimmungen mit dem am 30. Januar
2024 zum Handelsregister eingereichten Wortlaut der Satzung Ubereinstimmen.

Aachen, den 15.05.2024

sign. Musgen, Notar
Dieses elektronische Dokument ist mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen und ohne Unterschrift giiltig.



Satzung

AIXTRON SE



ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§1

Firma, Sitz, Dauer
Die Firma der Gesellschaft lautet:

AIXTRON SE.

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Herzogenrath.

Die Dauer des Unternehmens ist auf eine bestimmte Zeit nicht beschrankt.

§2
Gegenstand

Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung und der Vertrieb von Produkten sowie die
Forschungs- und Entwicklungs- und Serviceleistungen zur Umsetzung der Semiconductor
Technologien sowie auch zur Umsetzung weiterer physikalisch-chemischer Technologien,
insbesondere mit dem Warenzeichen AIXTRON.

Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschifte einzugehen, die geeignet sind, den
Geschiftszweck der Gesellschaft mittelbar und unmittelbar zu fordern. Sie kann im In- und
Ausland Zweigniederlassungen errichten, sich bei anderen Unternehmen des In- und Auslands
beteiligen sowie solche Unternehmen erwerben oder griinden.

Der Unternehmensgegenstand von Tochter- und Beteiligungsunternehmen darf auch ein
anderer sein als der in vorstehender Ziffer 1 genannte Unternehmensgegenstand, sofern er nur
geeignet erscheint, den Geschéftszweck der Gesellschaft zu fordern.

Die Gesellschaft kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen
ausgliedern.



§3

Bekanntmachungen und Informationen

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, sofern nicht das Gesetz
zwingend etwas anderes bestimmt.

Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft konnen auch im Wege
der Datenferniibertragung tibermittelt werden.



II.

2.1

GRUNDKAPITAL UND AKTIEN

§ 4
Grundkapital

Das Grundkapital der Gesellschaft betrigt EUR 113.411.020,00 (in Worten: Euro
einhundertdreizehn Millionen vierhundertelftausendzwanzig). Es ist eingeteilt in 113.411.020
Stiickaktien, die auf den Namen lauten. Das Grundkapital in Ho6he von EUR 100.667.177,00
(in Worten Euro einhundert Millionen sechshundertsiebenundsechzig Tausend einhundert-
siebenundsiebzig) ist erbracht durch die Umwandlung der AIXTRON Aktiengesellschaft in
die AIXTRON SE.

Der Vorstand ist ermdchtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der
Gesellschaft bis zum 24. Mai 2027 einmalig oder in Teilbetrdgen um insgesamt bis zu EUR
41.450.000,00 durch Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stiickaktien gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen zu erhdhen (Genehmigtes Kapital 2022). Bei Bareinlagen konnen die neuen
Aktien vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch von einem oder mehreren
Kreditinstituten bzw. einem anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG
erfiillenden Unternehmen mit der Verpflichtung tibernommen werden, sie ausschlieBlich den
Aktiondren zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Grundsétzlich ist den
Aktiondren ein Bezugsrecht einzurdumen. Der Vorstand wird jedoch ermichtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktiondre auszuschlief3en,

- um Spitzenbetrdge vom Bezugsrecht auszunehmen;

- wenn die Kapitalerhbhung gegen Bareinlagen erfolgt und der Ausgabebetrag der neuen
Aktien den Borsenpreis der bereits borsennotierten Aktien zum Zeitpunkt der endgiiltigen
Festlegung des Ausgabebetrags, die moglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien erfolgen
soll, nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der unter Ausschluss des Bezugsrechts
gemil § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien darf insgesamt 10 Prozent des
Grundkapitals nicht iiberschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch
im Zeitpunkt der Ausiibung dieser Ermachtigung. Auf diese Zahl sind Aktien anzurechnen,
die aufgrund Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ausgegeben werden oder
auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen wéhrend der Laufzeit dieser
Erméchtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden; ferner sind auf diese Zahl Aktien
anzurechnen, die wihrend der Laufzeit dieser Erméchtigung in direkter oder entsprechender



Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder verduflert werden;

- soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Glaubigern von Options- und/oder
Wandlungsrechten bzw. entsprechender Options- und/oder Wandlungspflichten aus
Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft und/oder durch von der Gesellschaft
abhingige oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft
stehende Gesellschaften ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang
zu gewidhren, wie es ihnen nach Ausiibung ihres Options- und/oder Wandlungsrechts bzw.
nach Erfiillung der Options- und/oder Wandlungspflicht zustiinde;

- wenn die Kapitalerh6hung gegen Sacheinlagen erfolgt, etwa zur Gewahrung von Aktien im
Rahmen von Unternehmenszusammenschliissen oder zum Zweck des Erwerbs von
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen
Vermogensgegenstanden einschlieBlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder Dritte
oder Befreiung von Verbindlichkeiten;

- um neue Aktien bis zu einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt EUR
3.398.760,00 als Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder verbundener
Unternehmen 1.S.d. §§ 15 ff. AktG auszugeben.

Der Vorstand ist ferner erméchtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Der Aufsichtsrat wird
ermichtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten
Kapitals 2022 oder nach Ablauf der Erméchtigungsfrist zu dndern.

Diese Erméchtigung ist insoweit beschréinkt, als nach Ausiibung der Erméchtigung die Summe
der unter diesem genehmigten Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien
10 Prozent des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Erméachtigung bzw. — falls dieser Wert
geringer ist — des zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Erméchtigung bestehenden Grundkapitals
nicht libersteigen darf. Auf diese 10 Prozent-Grenze sind auch eigene Aktien anzurechnen, die
wihrend der Laufzeit der vorstehenden Ermichtigung unter Bezugsrechtsausschluss verduf3ert
werden, sowie solche Aktien, die wahrend der Laufzeit der vorstehenden Erméchtigung unter
Bezugsrechtsausschluss aus einem etwaigen anderen genehmigten Kapital ausgegeben werden;
ferner sind solche Aktien anzurechnen, die infolge einer Ausiibung von Schuldverschreibungen
beigefiigten Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Options-/Wandlungspflichten
auszugeben sind, soweit die zugehdrigen Schuldverschreibungen wihrend der Laufzeit dieser
Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden.



2.2
23
24

2.5
2.6
2.7

(aufgehoben).
(aufgehoben)

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 15.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 15.000.000
neuen, auf den Namen lautenden Stiickaktien bedingt erhoht (Bedingtes Kapital 2022). Die
bedingte Kapitalerh6hung wird nur insoweit durchgefiihrt, wie die Inhaber bzw. Glaubiger von
Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder
Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) mit Options-
und/oder Wandlungsrechten bzw. Options- und/oder Wandlungspflichten oder
Andienungsrechten der Gesellschaft, die die Gesellschaft oder von der Gesellschaft abhingige
oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende
Gesellschaften aufgrund des Erméchtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 25. Mai
2022 bis zum 24. Mai 2027 ausgegeben haben, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten aus
diesen Schuldverschreibungen Gebrauch machen oder ihre Pflicht zur Optionsausiibung- bzw.
Wandlung erfiillen oder, soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht ausiibt, ganz oder teilweise
anstelle der Zahlung des filligen Geldbetrags Stiickaktien der Gesellschaft zu gewdhren und
soweit jeweils nicht ein Barausgleich gewéhrt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen
borsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien
erfolgt zu dem nach Mal3gabe des vorstehend bezeichneten Erméachtigungsbeschlusses jeweils
zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des
Geschéftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit rechtlich zuléssig, kann der
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend
auch fiir ein bereits abgelaufenes Geschiftsjahr festlegen. Der Vorstand ist erméchtigt, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchfiihrung der bedingten
Kapitalerh6hung festzusetzen.

(aufgehoben)
(aufgehoben)

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 66.000,00 durch Ausgabe von bis zu 66.000 auf den
Namen lautenden Stiick-aktien bedingt erhoht (Bedingtes Kapital 11 2012). Das Bedingte
Kapital IT 2012 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die auf Grund des
Erméchtigungsbeschlusses vom 16. Mai 2012 im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2012
bis einschlieBlich zum 15. Mai 2017 von der Gesellschaft ausgegeben werden. Die bedingte
Kapitalerhohung wird nur insoweit durchgefiihrt, wie die Inhaber solcher Aktienoptionen von
threm Optionsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft zur Erfiillung der Aktienoptionen



keine eigenen Aktien oder keinen Barausgleich gewihrt. Die neuen Aktien nehmen vom
Beginn des Geschiftsjahres an, in dem die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt, am Gewinn teil.

2.8 Der Aufsichtsrat ist befugt, die Satzung entsprechend dem Umfang der jeweiligen
Kapitalerh6hung aus dem genehmigten und bedingten Kapital neu zu fassen.

§5

Gewinnbeteiligung

Bei einer Kapitalerhohung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60
Aktiengesetz bestimmt werden.

§6
Aktiengattungen
1. Die Aktien lauten auf den Namen.
2. Trifft bei einer Kapitalerhohung der Erhohungsbeschluss keine Bestimmung dariiber, ob die

neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so lauten sie auf den Namen.

3. Die Form der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine bestimmt
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates. Das Gleiche gilt fiir Zwischenscheine,
Schuldverschreibungen, Zinsscheine und Optionsscheine.

4, Die Gesellschaft kann Einzelaktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine Mehrheit von
Aktien verbriefen (Sammelaktien). Der Anspruch der Aktionére auf Verbriefung ihres Anteils
ist ausgeschlossen.

5. Den Aktien sind Erneuerungs- und Gewinnanteilscheine beizugeben.



N7
FHIZNTINDI
111. VERFASSUNG DER GESELLSCHAFT
§7
Organe
Organe der Gesellschaft sind:
der Vorstand,
der Aufsichtsrat,
die Hauptversammlung.
A. Vorstand
§8
Vorstand
1. Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus zwei oder mehr Personen. Die Zahl der

Vorstandsmitglieder bestimmt der Aufsichtsrat. Die Bestellung stellvertretender
Vorstandsmitglieder ist zuldssig. Die Mitglieder des Vorstands werden fiir einen Zeitraum von
hochstens sechs Jahren bestellt. Wiederbestellungen sind zuléssig.

2. Der Aufsichtsrat kann den Abschluss, die Abédnderung und die Kiindigung der
Anstellungsvertriage einem Aufsichtsratsausschuss iibertragen.

3. Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden oder Sprecher des Vorstands
und weitere Mitglieder des Vorstands zu stellvertretenden Vorsitzenden oder stellvertretenden
Sprechern ernennen.

§9

Gesetzliche Vertretung

l. Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein
Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufsichtsrat kann
einzelnen Vorstandsmitgliedern Einzelvertretungsbefugnis erteilen.



Der Aufsichtsrat kann auch einzelne Vorstandsmitglieder von den Beschrankungen des § 181
2. Alternative BGB (Mehrvertretung) befreien.

§10
Geschiftsfithrung

Der Vorstand filihrt die Geschéfte der Gesellschaft nach Mal3gabe der Gesetze und der Satzung.
Er gibt sich durch einstimmigen Beschluss seiner Mitglieder und Zustimmung des
Aufsichtsrats eine Geschiftsordnung.

Der Vorstand bedarf der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates zur Vornahme folgender
Geschifte oder Maflnahmen:

— Errichtung, Erwerb, Verfiigungen, insbesondere VerduBerungen, Aufgabe oder
Auflésung von Betriebsstéitten, Tochter- und Beteiligungsgesellschaften und
Beteiligungen an anderen Unternehmen, soweit im Einzelfall ein Betrag von EUR
500.000 tiberschritten wird;

— Aufnahme, wesentliche Einschrinkung oder Aufgabe von Tatigkeitsgebieten der
Gesellschaft;

— Erwerb und VerduBerung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten,
Verfiigungen dariiber und entsprechende Verpflichtungsgeschifte;

— Abschluss, Anderung wund Beendigung von bedeutenden Lizenz- oder
Kooperationsvertriagen, die fiir die AIXTRON SE oder fiir ihre Konzernunternehmen ein
wirtschaftliches Risiko von mehr als EUR 1.000.000 bedeuten;

— Bestellung von Prokuristen, General- oder Hauptbevollméachtigten fiir den gesamten
Geschiftsbetrieb.

Der Aufsichtsrat kann weitere Geschéifte von seiner Zustimmung abhingig machen.

Der Aufsichtsrat kann die Zustimmung zu bestimmten Geschéften im Voraus oder im Rahmen
der Genehmigung der Unternehmensplanung erteilen.



CHN/TIDMIN
FH/ANTINCI
B. Aufsichtsrat
§11
Aufsichtsrat, Zusammensetzung, Wahl, Amtszeit
1. Der Aufsichtsrat besteht aus 6 (sechs) Mitgliedern.
2. Die Bestellung des Aufsichtsrats erfolgt fiir die Zeit bis zur Beendigung der

Hauptversammlung, die iiber die Entlastung fiir das vierte Geschéftsjahr nach dem Beginn der
Amtszeit beschlieBt, wobei das Geschiftsjahr, in dem die Bestellung erfolgt, nicht
mitgerechnet wird, ldngstens jedoch fiir sechs Jahre. Die Hauptversammlung kann eine kiirzere
Amtszeit vorsehen. Eine mehrmalige Bestellung ist statthatft.

3. Fiir Aufsichtsratsmitglieder, die von der Hauptversammlung gewahlt worden sind, kann ein
Ersatzmitglied gewéhlt werden. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des ausgeschiedenen
Mitgliedes, so erlischt sein Amt mit Ende der Hauptversammlung, in der eine Ergénzungswahl
fiir die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes stattfindet, spétestens jedoch mit
Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes.

§12
Niederlegung des Amtes

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder
an den Vorstand zu richtende Erkldrung jederzeit unter Einhaltung einer Frist von einem Monat
niederlegen.

§13
Vorsitzender des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat wihlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Scheiden im
Verlauf einer Wahlperiode der Vorsitzende oder der Stellvertreter aus seinem Amt aus, hat der
Aufsichtsrat unverziiglich eine Neuwahl fiir die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen.



§14
Sitzungen

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden — im Fall seiner Verhinderung durch seinen
Stellvertreter — unter Einhaltung einer Frist von vierzehn Tagen schriftlich einberufen. Bei der
Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht
mitgerechnet. In der Einladung sind die einzelnen Gegenstinde der Tagesordnung anzugeben. In
dringenden Féllen kann die Frist auf 3 (drei) Werktage abgekiirzt und die Einberufung miindlich, per
Telefax, telefonisch oder per Email erfolgen.

§ 15
Beschlussfassung

1. Mit der Einberufung ist die Tagesordnung mitzuteilen. Die Beschlussfassung iiber einen
Gegenstand, der in der Einladung nicht ordnungsgeméil angekiindigt war, ist nur zuléssig,
wenn kein anwesendes Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden
Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom
Vorsitzenden — im Falle seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter — zu bestimmenden
angemessenen Frist der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme schriftlich
abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn die abwesenden Aufsichtsratsmitglieder
innerhalb der Frist nicht widersprochen oder wenn sie zugestimmt haben.

2. Beschliisse des Aufsichtsrats werden in Sitzungen gefasst. Aufsichtsratsmitglieder konnen in
begriindeten Ausnahmefdllen mit Zustimmung des Vorsitzenden — im Fall seiner
Verhinderung seines Stellvertreters — auch per Telefon oder Videokonferenz an einer Sitzung
des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse teilnehmen. Aufsichtsratsmitglieder, die auch nicht
nach vorstehendem Satz 2 an der Sitzung teilnehmen, kdnnen dadurch an der Beschlussfassung
des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben (auch
per Telefax) dem Sitzungsleiter zukommen lassen. AuBerhalb von Sitzungen sind
Beschlussfassungen des Aufsichtsrats im Wege einer schriftlichen, per Telefax, telefonisch
oder per Email durchgefiihrten Abstimmung oder durch eine Kombination dieser vorgenannten
Kommunikationsmedien nur zuldssig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren
widerspricht.

3. Der Aufsichtsrat ist beschlussfiahig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder gemal3 § 11 Ziffer 1
der Satzung an der Beschlussfassung teilnehmen. Besteht der Aufsichtsrat nur aus drei
Mitgliedern, ist die Teilnahme aller drei Mitglieder an der Beschlussfassung erforderlich.



Beschliisse des Aufsichtsrats bediirfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Dabei gilt die
Stimmenthaltung nicht als Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Sitzungsvorsitzenden den Ausschlag. Die Art der Abstimmung bestimmt der
Sitzungsvorsitzende. Bei schriftlicher, telefonischer, per Telefax oder per Email erfolgender
Stimmabgabe gelten diese Bestimmungen entsprechend.

Uber die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom
Sitzungsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die iiber schriftlich, telefonisch, per Telefax oder
per Email gefassten Beschliisse anzufertigende Niederschrift hat der Vorsitzende des
Aufsichtsrats — im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter — zu unterzeichnen.

§ 16
Ausschiisse

Der Aufsichtsrat ist befugt und, soweit gesetzlich vorgeschrieben, gehalten, aus seiner Mitte
Ausschiisse zu bilden und deren Aufgaben und Befugnisse in einer Geschiftsordnung
festzusetzen. Den  Ausschiissen  konnen, soweit  gesetzlich  zuldssig, auch
Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats libertragen werden.

Willenserklarungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse werden namens des Aufsichtsrats
von dem Vorsitzenden abgegeben, im Falle seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter.

§17
Aufgaben/Aufsichtsratsvergiitung

Der Aufsichtsrat hat die Geschéftsfiihrung des Vorstands der Gesellschaft zu tiberwachen.
Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschéftsordnung.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten neben der Erstattung ihrer Auslagen (einschlieSlich
der ggfs. auf ihre Aufsichtsratsbeziige oder ihre Auslagen entfallenden Umsatzsteuer) eine
jéhrliche Vergiitung in Héhe von EUR 60.000,00, wobei der Vorsitzende das Dreifache und
der stellvertretende Vorsitzende das Eineinhalbfache erhdlt. Die Mitglieder des
Priifungsausschusses erhalten eine zusitzliche jdhrliche Vergiitung in Hohe von EUR
20.000,00, wobei der Vorsitzende des Priifungsausschusses das Doppelte erhdlt. Die
Mitglieder weiterer Ausschiisse des Aufsichtsrates erhalten fiir die Ausschussarbeit jeweils



C.

eine zusitzliche jahrliche Vergiitung in Hohe von EUR 10.000,00, wobei der Vorsitzende eines
Ausschusses jeweils das Doppelte erhdlt, vorausgesetzt, der jeweilige Ausschuss hat im
Geschéftsjahr mindestens einmal zur Erfiillung seiner Aufgaben getagt.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats, die nur wihrend eines Teils des Geschéftsjahres dem
Aufsichtsrat angehoren oder den Vorsitz oder stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat oder
Priifungsausschuss fithren, erhalten zeitanteilig ein Zwolftel der Vergiitung nach vorstehendem
§ 17 Ziffer 3 fiir jeden angefangenen Monat der entsprechenden Tatigkeit im Aufsichtsrat.

Die Gesellschaft {ibernimmt Versicherungspriamien, die fiir eine Haftpflicht- und
Rechtsschutzversicherung zur Abdeckung von Haftungsrisiken aus der Aufsichtsratstitigkeit
fiir die Mitglieder des Aufsichtsrats geleistet werden, sowie die darauf zu zahlende
Versicherungssteuer.

Hauptversammlung

§18
Hauptversammlung

Die Hauptversammlungen der Gesellschaft finden am Gesellschaftssitz oder einer deutschen Grof3stadt

mit mehr als 100.000 Einwohnern statt.

§19
Einberufung der Hauptversammlung

Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder durch den Aufsichtsrat einberufen. Die
Hauptversammlung ist mindestens dreiflig Tage vor dem Tage der Versammlung einzuberufen. Die
Mindestfrist des Satzes 2 verldangert sich um die Tage der Anmeldefrist (§ 20 Ziffer 2 Satz 1).



§20
Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausiibung des Stimmrechts sind diejenigen
Aktiondre berechtigt, die am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen und
rechtzeitig angemeldet sind.

Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfiir mitgeteilten
Adresse in deutscher oder englischer Sprache in Textform oder, wenn der Vorstand dies
beschlieft, auf einem in der Einberufung zu bestimmenden elektronischen Wege mindestens
sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen, wobei der Tag der Hauptversammlung und
der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind (Anmeldefrist). Loschungen und
Neueintragungen im Aktienregister finden am Tag der Hauptversammlung und in den letzten
sechs Tagen vor der Hauptversammlung nicht statt.

Die Einzelheiten der Anmeldung sind zusammen mit der Einberufung der Hauptversammlung
bekannt zu machen.

Der Vorstand ist ermédchtigt vorzusehen, dass Aktiondre an der Hauptversammlung auch ohne
Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollméchtigten teilnehmen und sdmtliche oder
einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausiiben
konnen (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermichtigt, Bestimmungen zum Umfang
und zum Verfahren der Teilnahme und Rechtsausiibung nach Satz 1 zu treffen. Die
Bestimmungen werden zusammen mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt
gemacht.

Der Vorstand ist flir einen Zeitraum von zwei Jahren ab Eintragung der am 17. Mai 2023 von
der Hauptversammlung beschlossenen Satzungsidnderung zur Einfiihrung dieser Ziffer 5 in das
Handelsregister der Gesellschaft erméchtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne
physische Prisenz der Aktionére oder ihrer Bevollméchtigten am Ort der Hauptversammlung
abgehalten werden wird (virtuelle Hauptversammlung). Im Fall der virtuellen
Hauptversammlung findet § 18 der Satzung keine Anwendung.

Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen am Ort der Hauptversammlung an
der Hauptversammlung teilnehmen. Aufsichtsratsmitgliedern ist in Abstimmung mit dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrates die Teilnahme an der Hauptversammlung im Wege der Bild-
und Toniibertragung in den Fillen gestattet, in denen ihnen aufgrund rechtlicher
Einschrankungen, ihres Aufenthalts im Ausland oder ihres Aufenthalts an einem anderen Ort



im Inland oder aufgrund einer unangemessenen Anreisedauer die physische Prisenz am Ort
der Hauptversammlung nicht oder nur mit erheblichem Aufwand moglich wire.

§21
Leitung der Hauptversammlung

Den Vorsitz in den Hauptversammlungen fiihrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats, im Falle
seiner Verhinderung sein Stellvertreter. Fiir den Fall, dass weder der Vorsitzende noch sein
Stellvertreter den Vorsitz {ibernimmt, wird dieser vom dienstdltesten anwesenden
Aufsichtsratsmitglied iibernommen.

Der Versammlungsleiter kann eine von der Ankiindigung in der Tagesordnung abweichende
Reihenfolge der Verhandlungsgegenstinde bestimmen. Er bestimmt ferner die Art und Form
der Abstimmung.

Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktiondre zeitlich angemessen
beschranken. Insbesondere kann er einen angemessenen zeitlichen Rahmen fiir den ganzen Verlauf
der Hauptversammlung, fiir einzelne Tagesordnungspunkte sowie fiir einzelne Frage- und
Redebeitrage festsetzen.

Der Versammlungsleiter ist ermichtigt, die auszugsweise oder vollstindige Bild- und
Toniibertragung der Hauptversammlung in einer ndher von ihm zu bestimmenden Weise
zuzulassen. Die Ubertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Offentlichkeit
uneingeschriankt Zugang hat.

§22
Beschlussfassung

Die Beschliisse der Hauptversammlung werden, soweit nicht die Satzung oder zwingende
gesetzliche Vorschriften etwas Abweichendes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst. Soweit gesetzliche Vorschriften aullerdem zur
Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals
vorschreiben, geniigt, soweit dies gesetzlich zuldssig ist, die einfache Mehrheit des vertretenen
Kapitals. Beschliisse iiber die Anderung der Satzung bediirfen, soweit nicht gesetzliche
Vorschriften etwas Abweichendes bestimmen, einer Mehrheit von zwei Dritteln der



abgegebenen Stimmen oder, sofern mindestens die Hélfte des Grundkapitals vertreten ist, der
einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

Wird bei Wahlen durch die Hauptversammlung eine einfache Mehrheit bei der ersten Wahl
nicht erreicht, so findet eine weitere Wahl unter denjenigen Personen statt, denen bei der ersten
Wahl die beiden hochsten Stimmzahlen zugefallen sind.

§23
Stimmrecht

Jede Stiickaktie gewdhrt in den Hauptversammlungen eine Stimme. Etwaige Vorzugsaktien
ohne Stimmrecht haben nur in den vom Gesetz vorgesehenen Féllen ein Stimmrecht, wobei
ebenfalls jede Stiickaktie eine Stimme gewéhrt.

Das Stimmrecht kann durch Bevollméchtigte ausgeiibt werden. Die Erteilung der Vollmacht,
ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollméchtigung gegeniiber der Gesellschaft bediirfen der
Textform. In der Einberufung kann auch eine Formerleichterung bestimmt werden. Die
Gesellschaft bietet mindestens einen Weg elektronischer Kommunikation fiir die Ubermittlung
des Nachweises an. Néhere Einzelheiten werden zusammen mit der Einberufung der
Hauptversammlung bekannt gemacht. § 135 AktG bleibt unberiihrt.

Der Vorstand ist erméchtigt vorzusehen, dass Aktiondre ihre Stimmen, auch ohne an der
Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben
diirfen (Briefwahl). Die Ermichtigung umfasst das Recht, Bestimmungen zum Verfahren zu
treffen. Die Bestimmungen werden zusammen mit der Einberufung der Hauptversammlung
bekannt gemacht.



IV.

JAHRESABSCHLUSS, RUCKLAGEN, GEWINNVERWENDUNG

§24
Geschiftsjahr

Das Geschiftsjahr ist das Kalenderjahr.

V.

§25
Jahresabschluss, Ordentliche Hauptversammlung, Gewinnverwendung

Der Vorstand hat in den ersten 3 (drei) Monaten des Geschéftsjahres den Jahresabschluss sowie
den Lagebericht fiir das vergangene Geschiftsjahr aufzustellen und dem Aufsichtsrat
vorzulegen. Ist der Jahresabschluss durch einen Abschlusspriifer zu priifen, sind diese
Unterlagen zusammen mit dem Priifungsbericht des Abschlusspriifers unverziiglich nach dem
Eingang des Priifungsberichts beim Aufsichtsrat vorzulegen.

Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der
Hauptversammlung fiir die Verwendung des Bilanzgewinns machen will.

Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag fiir die
Verwendung des Bilanzgewinns innerhalb eines Monats nach Zugang des Priifungsberichts zu
priifen. Der Bericht des Aufsichtsrats wird dem Vorstand zugeleitet.

Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats iiber das Ergebnis seiner Priifung hat der Vorstand
unverziiglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen, die innerhalb der ersten 6
(sechs) Monate eines jeden Geschiftsjahres stattzufinden hat.

Die Ordentliche Hauptversammlung beschlief8t iiber die Entlastung des Vorstands und des
Aufsichtsrats sowie iiber die Verwendung des Bilanzgewinns. Die Hauptversammlung
beschlie3t zudem {tiber die Wahl des Abschlusspriifers und in den im Gesetz vorgesehenen
Fillen tiber die Feststellung des Jahresabschlusses.

ERMACHTIGUNG DES AUFSICHTSRATS ZU SATZUNGSANDERUNGEN,



GRUNDUNGSAUFWAND, GERICHTSSTAND, SONDERVORTEILE

§ 26
Fassungsianderungen

Der Aufsichtsrat ist ermédchtigt, Abdanderungen und Ergénzungen der Satzung, die nur die Fassung
betreffen, zu beschlieflen.

§27
Kosten
1. Die Kosten und Steuern der Griindung trigt die Gesellschaft, und zwar bis zu einem
Hochstbetrag von DM 100.000,00.
2. Die Gesellschaft tibernimmt den Griindungsaufwand in Bezug auf die Umwandlung der

AIXTRON AG in die AIXTRON SE, insbesondere die Kosten fiir vorbereitende Malinahmen,
die Kosten der Priifung und Erstellung der Werthaltigkeitsbescheinigung durch den gemél Art.
37 Abs. 6 SE-VO gerichtlich bestellten Sachverstidndigen, die Kosten der notariellen
Beurkundung des Umwandlungsplans, die Kosten der Registereintragungen, die Kosten
externer Berater, die Kosten fiir erforderliche Veroffentlichungen, die Kosten fiir die
Durchfiihrung des Verfahrens zur Regelung der Arbeitnehmerbeteiligung und die Kosten der
Umstellung der Borsennotierung von Aktien der AIXTRON AG auf Aktien der AIXTRON SE
in geschitzter Hohe von bis zu EUR 1.000.000,00.

§28
Gerichtsstand

Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft.



§29
Sondervorteile

Im Rahmen der Umwandlung der AIXTRON AG in die AIXTRON SE wird aus Griinden der
rechtlichen Vorsorge auf Folgendes hingewiesen:

Unbeschadet der aktienrechtlichen Entscheidungszustidndigkeit des Aufsichtsrats der AIXTRON SE ist
davon auszugehen, dass die amtierenden Mitglieder des Vorstands der AIXTRON AG zu Vorstinden
der AIXTRON SE bestellt werden. Mitglieder des Vorstands der AIXTRON AG sind Paul K. Hyland,
Dr. Bernd Schulte und Wolfgang Breme.

Dartiber hinaus sollen die zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Umwandlung der AIXTRON AG in
die AIXTRON SE amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats der AIXTRON AG zu Mitgliedern des
Aufsichtsrats der AIXTRON SE bestellt werden (siehe § 11 Ziffer 3).



	MÜSGEN & Dr. PETERS
	Notare
	Friedrich-Wilhelm-Platz 5-6 Elisengalerie
	52062 Aachen

	§ 1  Firma, Sitz, Dauer
	AIXTRON SE.

	§ 2  Gegenstand
	Der Unternehmensgegenstand von Tochter- und Beteiligungsunternehmen darf auch ein anderer sein als der in vorstehender Ziffer 1 genannte Unternehmensgegenstand, sofern er nur geeignet erscheint, den Geschäftszweck der Gesellschaft zu fördern.
	Die Gesellschaft kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen ausgliedern.

	§ 3  Bekanntmachungen und Informationen
	§ 4  Grundkapital
	2.3 (aufgehoben)
	2.4 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 15.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 15.000.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber b...
	2.5 (aufgehoben)
	2.6 (aufgehoben)
	2.7 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 66.000,00 durch Ausgabe von bis zu 66.000 auf den Namen lautenden Stück-aktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital II 2012). Das Bedingte Kapital II 2012 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, di...
	2.8 Der Aufsichtsrat ist befugt, die Satzung entsprechend dem Umfang der jeweiligen Kapitalerhöhung aus dem genehmigten und bedingten Kapital neu zu fassen.

	§ 5  Gewinnbeteiligung
	§ 6  Aktiengattungen
	§ 7  Organe
	§ 8  Vorstand
	§ 9  Gesetzliche Vertretung
	§ 10  Geschäftsführung
	Der Aufsichtsrat kann weitere Geschäfte von seiner Zustimmung abhängig machen.
	Der Aufsichtsrat kann die Zustimmung zu bestimmten Geschäften im Voraus oder im Rahmen der Genehmigung der Unternehmensplanung erteilen.

	§ 11  Aufsichtsrat, Zusammensetzung, Wahl, Amtszeit
	§ 12  Niederlegung des Amtes
	§ 13  Vorsitzender des Aufsichtsrats
	§ 14  Sitzungen
	§ 15  Beschlussfassung
	§ 16  Ausschüsse
	§ 17  Aufgaben/Aufsichtsratsvergütung
	§ 18  Hauptversammlung
	§ 19  Einberufung der Hauptversammlung
	§ 20  Teilnahme an der Hauptversammlung
	§ 21  Leitung der Hauptversammlung
	§ 22  Beschlussfassung
	§ 23  Stimmrecht
	§ 24  Geschäftsjahr
	§ 25  Jahresabschluss, Ordentliche Hauptversammlung, Gewinnverwendung
	§ 26  Fassungsänderungen
	§ 27  Kosten
	§ 28  Gerichtsstand
	§ 29  Sondervorteile
	Im Rahmen der Umwandlung der AIXTRON AG in die AIXTRON SE wird aus Gründen der rechtlichen Vorsorge auf Folgendes hingewiesen:
	Unbeschadet der aktienrechtlichen Entscheidungszuständigkeit des Aufsichtsrats der AIXTRON SE ist davon auszugehen, dass die amtierenden Mitglieder des Vorstands der AIXTRON AG zu Vorständen der AIXTRON SE bestellt werden. Mitglieder des Vorstands der...
	Darüber hinaus sollen die zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Umwandlung der AIXTRON AG in die AIXTRON SE amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats der AIXTRON AG zu Mitgliedern des Aufsichtsrats der AIXTRON SE bestellt werden (siehe § 11 Ziffer 3).


